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Max-Stefan Koslik

Klimastiftung: CDU fordert Sonderermittler – SPD schäumt

SPD-GeneralsekretärwidersprichtCDU-Bundespolitiker /FinanzministerHeikoGeuewillheu-
te Fragen beantworten

Schwerin/Berlin. Der Generalsekretär der SPD im
Land, Julian Barlen, widersprach heftigst den Forde-
rungen des CDU-Spitzenpolitikers Thorsten Frei nach
einem Sonderermittler in MV zu den Vorgängen rund
um Nord Stream 2 und die Klimaschutzstiftung. „Die
Forderung des CDU-Bundespolitikers Frei nach einem
Sonderermittler ist an Absurdität und Unglaubwür-
digkeit nicht zu überbieten“, entgegnete Barlen, der
auch Vorsitzender der SPD-Fraktion im Landtag ist.
„Bekanntermaßen hat die CDU in MV und auch die
CDU an der Spitze der Bundesregierung in der Ver-
gangenheit den damaligen Weiterbau der Pipeline in
Regierungsverantwortung unterstützt, um eine siche-
re Versorgung von Bevölkerung undWirtschaftmit be-
zahlbarer Energie zu gewährleisten. Die Stiftung ist auf
Beschluss des Landtages MV öffentlich und ohne Ge-
genstimmen eingerichtet worden.“ Die Unterstellun-
gen von Thorsten Frei seien „konstruiert, abstrus und
durch nichts zu belegen“, so Barlen.

Thorsten Frei, der Parlamentarischer Geschäftsfüh-
rer der Unions-Bundestagsfraktion ist, hatte in der
„Bild“ vom Montag gefordert: „Es wird langsam Zeit,
dass die unfassbaren Vorgänge um den Kreml-Sumpf
in Mecklenburg-Vorpommern unabhängig aufgeklärt
werden.“ Er sprach von langjährigen Verstrickungen

und Vertuschungsversuchen.

Frei ließ dabei unerwähnt, dass die CDU-Fraktion
im Landtag in MV Mitinitiator eines Untersuchungs-
ausschusses ist, der die Vorfälle rund um die Kli-
maschutzstiftung aufklären soll. CDU-Fraktionschef
Franz-Robert Liskow sagte gestern dazu auf Nachfrage
unserer Redaktion: „Die Vorwürfe werden immer zahl-
reicher und inzwischen könnte es sogar Straftaten ge-
geben haben. Ich bezweifle, dass die Landesregierung
genügendSelbstreinigungskraft hat, umalles transpa-
rent aufzuarbeiten. Es wäre gut, wenn sich Behörden
von außerhalb der Vorwürfe annehmen würden.“

Erst kürzlich hatte Ex-CDU-Generalsekretär Paul Zie-
miak Ministerpräsidentin Manuela Schwesig (SPD) im
Zusammenhang mit der Gaspipeline Nord Stream 2
„Verrat deutscher Interessen“ vorgeworfen unddie Kli-
mastiftung als „scheinheilige Tarnorganisation“ be-
zeichnet. Er erntete damit umfangreiche Kritik.

Finanzminister Heiko Geue (SPD) will sich heute vor
der Landespressekonferenz in Schwerin öffentlich
und umfänglich zu den Vorgängen rund um den Steu-
erfall und die Verbrennung der Steuererklärung der
Klimastiftung MV durch eine Finanzbeamte äußern.
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Das Nord-Stream-Zerwürfnis

Früher warenMinisterpräsidentin Manuela Schwesig und ihr Vorgänger Erwin Sellering enge
Verbündete. Doch der Streit um eine Stiftung und deren russisches Geld hat ihr Verhältnis
zerstört

Schwerin – Die Geschichte, die sich seit Beginn
des Ukraine-Kriegs in Schwerin entspinnt, ist die
Geschichte eines Zerwürfnisses. Manuela Schwesig
(SPD) will eine Altlast loswerden, die ihr bis heute zu-
setzt. Erwin Sellering, ihr großer Förderer und Amts-
vorgänger als Ministerpräsident von Mecklenburg-
Vorpommern, macht deutlich, so einfach gehe es
nicht. Es geht um die Stiftung Klima- und Umwelt-
schutzMV, die einst beidemit ins Lebengerufenhatten
– und deren Chef Sellering heute ist. Zweck der Stif-
tung war einerseits, die Ostseepipeline Nord Stream
2 fertig bauen zu lassen – trotz Sanktionen der US-
Regierung, die das Vorhaben verhindern wollte.

Andererseits sollen über den gemeinnützigen Teil der
Stiftung Klimamaßnahmen gefördert werden. Beson-
ders stolz ist Sellering etwa auf das Projekt „Buddeln
für Bäume“, bei dem fast die Hälfte der rund 900 Ki-
tas in Mecklenburg-Vorpommern mitgemacht haben.
Bereits am 25. Februar 2022, am Tag nach dem Über-
fall Russlands auf die Ukraine und dem endgültigen
Aus für die vollendete, aber nie in Betrieb gegangene
Pipeline, bittet Schwesig Sellering zu einemGespräch.
Sie will, dass die Stiftung zügig aufgelöst wird. Seit-
demhat dieses Duell an Fahrt gewonnen und kann für
Schwesig und ihren Finanzminister HeikoGeue (eben-
falls SPD) politisch noch schwierig werden. Dass die
Stiftung bis heute besteht, hängt mit dem komplizier-
ten deutschen Recht, mit Haftungs- und Steuerfragen
zusammen. Undmit Erwin Sellering.

Der Vorstandsvorsitzende will vor allem eine rechtlich
saubere Abwicklung, um nicht später persönlich haft-
bar gemachtwerden zu können. „Es ist völlig klar, dass
wir zurücktreten werden“, sagt er im Gesprächmit der
Süddeutschen Zeitung. Aber erst gelte es, das Testat
der Wirtschaftsprüfer für das Jahr 2022 abzuwarten –
denn bei Fehlern könnte der aktuelle Vorstand sonst
rechtlich und finanziell belangt werden. Nach einem
Rücktritt müsste zunächst wohl ein neuer Vorstand
eingesetzt werden, der aber in Schwesigs Sinne dann

rasch alles auflösen und das Kapitel beenden könnte.
Die andere Variante, dass die Erfüllung des Stiftungs-
zwecks nichtmehrmöglich ist oder sogar dasGemein-
wohl gefährdet, scheidet offenbar aus.

Der nicht-gemeinnützige Teil der Stiftung ist längst
abgewickelt. Es gab rund 80 Vertragspartner, die an
der Vollendung der Pipeline beteiligt waren. Mit der
Nord Stream 2 AG, die mehrheitlich dem russischen
Gazprom-Konzern gehört, wurde vereinbart, dass die
Stiftung zwölf Millionen Euro an das Unternehmen zu-
rückzahlt, die noch an Rechnungen offen waren. Aber
wegen der EU-Sanktionen war es zunächst gar nicht
leicht herauszufinden, ob das überhaupt erlaubt ist.
Zum großen Problem sind die 20 Millionen Euro des
Gazprom-Konzerns für den anderen Teil der Stiftung,
der sich um Klimaschutzprojekte kümmert, gewor-
den. Selleringwill das Geld für Klimaschutzprojekte si-
chern, zudem fordert er Sicherheit für die vier verblie-
benenMitarbeiter. Schwesig hingegen wollte das rest-
liche Geld der Stiftung in die humanitäre Ukraine-Hilfe
geben, allerdings steht dem die Satzung entgegen.

Sellering, selbst Verwaltungsjurist, weist immer wie-
der auf die Fallstricke hin, er vertritt die Linie, dass bei
allempolitischenDruckdurchdenBruchmit Russland
nicht einfach juristische Grundsätze ignoriert werden
könnten. Im Raum steht nun vor allem die Frage, ob
es politischen Druck der Landesregierung auf die Fi-
nanzbehörden gegeben hat, um über Steuernachzah-
lungen die Stiftung so zu treffen, dass ihr nur noch die
Auflösung bleibt.

Die Stiftung hatte im September öffentlich mitge-
teilt, dass nach einer hohen Umsatzsteuerrückzah-
lung an die Stiftung plötzlich von einer Finanzbehör-
de versucht worden sei, 23 Millionen Euro vom Kon-
to der Stiftung abzubuchen. Laut Finanzministerium
war dies ein Versehen des zuständigen Amts. Beson-
ders umstritten – und mit einer Kehrtwende versehen
– ist außerdem die Frage, ob auf die Gazprom-Spende
Schenkungssteuer zu zahlen ist. Zunächst hatte das Fi-
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nanzamt Ribnitz-Damgarten deutlich gemacht, dass
es keine Schenkungsteuer erheben wolle. Die Steuer
wurde später, als Sellering sich beharrlich gegen ei-
ne vorschnelle Auflösung wehrte, doch erhoben. Die
Stiftung hat unter Vorbehalt 9,8 Millionen Euro ge-
zahlt und klagt dagegen beim Finanzgericht Greifs-
wald. Im Januar gab es einen Erörterungstermin, wie
das Finanzgericht auf SZ-Anfrage bestätigt. Dabei ha-
be man mit den Beteiligten, das sind die Stiftung und
das Land, die „entscheidungserheblichen Punkte“ er-
örtert. Das Gericht hat nach eigenen Angaben darauf
hingewiesen, dass es „zu diesem Komplex relativ we-
nig höchstrichterliche Rechtsprechung“ gebe. Finanz-
minister Geue wirft Sellering vor, eine Aufklärung des
Sachverhalts zublockieren. Er habedemStiftungschef
über das Wochenende noch einmal angeboten, ihm
Einblick in alle Akten des Finanzministeriums zu ge-
währen, die mit der Schenkungsteuer-Entscheidung
in Zusammenhang stünden, sagt er der SZ. Seine Be-
dingung: Sellering müsse ihn vollumfänglich von der
Verschwiegenheitspflicht entbinden, die das Steuer-
geheimnismit sichbringe.Nur dannkönneer denBür-
gern den Fall vollständig darlegen. Sellering habe die
Offerte jedoch amMontag ausgeschlagen.

Geue betont, es gebe einen „wesentlichen steuer-
rechtlichen Grund“, warum die Stiftung nicht von der

Schenkungsteuer befreitwerden könne. DiesenGrund
dürfe er aber nicht nennen, solange er an das Steuer-
geheimnis gebunden sei. Der Minister verweist darauf,
dass alle relevanten Mitarbeiter in seinem Haus und
im zuständigen Finanzamt zu Protokoll gegeben hät-
ten, dass sie bei der Schenkungsteuer-Entscheidung
„zukeinemZeitpunkt einempolitischenDruck“ ausge-
setzt gewesen seien. Darüber hinaus kritisiert er, dass
Sellering seit nunmehr einem Jahr politische Grund-
satzbeschlüsse ignoriere. „Der Vorstand hätte schon
längst zurückgetreten und die Stiftung schon längst
abgewickelt sein müssen“, sagt Geue. Schwesig denkt
da nicht anders. Schon am 1. März 2022 hatte der
Landtag die Landesregierung aufgefordert, die Stif-
tung rasch aufzulösen. Eine bestellte Gutachterin ar-
gumentierte unter anderem, es handle sich bei dem
Geld von Gazprom um „Blutgeld“, das nicht für Klima-
schutzzwecke eingesetzt werden dürfe – rechtlich ge-
sehen eine etwas schwierige Kategorie. Immer wieder
gab es auch Gespräche zwischen Staatskanzlei und
Stiftung. Die offene Frage, wenn es denn zu einer Auf-
lösung kommen sollte, ist, wasmit demGeld passiert,
je nach Ausgang des Streits um die Schenkungsteuer
ein zweistelliger Millionenbetrag. Eine Variante wäre,
es amEndedoch fürKlimaprojekte imHaushalt zu ver-
buchen. Sozusagen als Trostpflaster für all den Ärger.
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MV-Grüne für gemeinsame Fachkräfte-Strategie Ost

Schwerin (dpa) - Die Grünen haben die Suche der
ostdeutschen Regierungschefs nach einer gemeinsa-
men Strategie zur Fachkräftesicherung begrüßt. Der
Konkurrenzkampf um die besten Arbeitskräfte herr-
sche nicht untereinander. Er bestehe vielmehr zu den
westdeutschen Bundesländern, «die nach 30 Jahren
Wiedervereinigung wirtschaftlich immer noch stärker
aufgestellt sind als wir», sagte Ole Krüger, Landesvor-
sitzender der Grünen in Mecklenburg-Vorpommern,
am Montag anlässlich der Fachkräftekonferenz Ost in
Schwerin. Nötig sei ein abgestimmtes Auftreten der
ostdeutschen Bundesländer im Bund.

Auf der Konferenz in Schwerin wollen die Regierungs-
chefs der ostdeutschen Bundesländer mit Vertretern
aus Wirtschaft, Gewerkschaften und Arbeitsagentu-
ren über die Sicherung des Berufsnachwuchses bera-
ten. Nach der Massenarbeitslosigkeit um die Jahrtau-
sendwende sieht sich die Wirtschaft nun auch in Ost-
deutschland zunehmend mit dem Problem fehlender
Fachkräfte konfrontiert. Immer häufiger können Stel-

len nicht besetzt werden, weil Bewerber fehlen. We-
gen der im Westen meist besseren Bezahlung wan-
dern junge Fachkräfte häufig ab.

Krüger verwies auf Umfragen, nach denen der Arbeits-
kräftemangel als größte Gefahr für das Wirtschafts-
wachstum angesehen werde. So sei in Mecklenburg-
Vorpommerns schon fast jeder fünfte sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten über 60 Jahre alt. «Um
unsere Wirtschaft auf diese bevorstehende Renten-
eintrittswelle vorzubereiten, muss es uns jetzt gelin-
gen, mindestens 5000, besser 10 000 Fachkräfte pro
Jahr zu gewinnen», sagte Krüger. Als einen wichti-
gen Weg nannte die Co-Landesvorsitzende der Grü-
nen, Katharina Horn, die Zuwanderung. Sie forder-
te die schnellere Anerkennung ausländischer Berufs-
abschlüsse, mehr Deutsch-Kurse und mehr bezahlba-
ren Wohnraum. «Letzteres ist auch ein wichtiger Bau-
stein, um der Abwanderung unser gut ausgebildeten
Jugendlichen Einhalt zu gebieten», betonte sie.
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